
Suchergebnisse: Orgel

13. Januar 1179 – Herzog Heinrich der Löwe wird als Angeklagter vorgeladen

Worms * Auf dem Hoftag zu Worms wird der eigentliche Ankläger Herzog Heinrich als

Angeklagter vorgeladen. Er ist sich über die gegen ihn eingeleitete Aktion im Klaren und glaubt

nicht mehr daran, sein Recht zu erlangen. Die Verweigerung von Chiavenna hat ihn in die

Isolierung geführt. Aus den verschiedensten und zum Teil weit zurückliegenden Gründen haben

sich der Kaiser, der Kölner Erzbischof sowie viele sächsische Bischöfe und Adelige gegen den

Löwen verbündet.    Der Gerichtstag bringt ihnen den ersten Erfolg: Da sich Heinrich weigert zu

erscheinen, macht er sich, da er „die Majestät verachtete“, der Rechtsverweigerung, der

contumancia, schuldig.    Kaiser Friedrich I. Barbarossa kommt das Nichterscheinen des Herzogs

gerade recht, da er sich auf diesem Wormser Hoftag die schwäbischen Welfenbesitzungen, die er

nur wenige Wochen zuvor trotz des Erbvertrags zwischen Welf VI. und Heinrich dem Löwen

gekauft hatte, formell übertragen lässt. 

17. August 1179 – Herzog Heinrich der Löwe wird drei Mal vorgeladen

Kayna * Nach der strengen „lehnrechtlichen Prozessordnung“ wird Herzog Heinrich der Löwe im

Abstand von jeweils sechs Wochen dreimal geladen. Erstmals am 17. August 1179 auf den

Hoftag in Kayna, letztmals zum 13. Januar 1180 auf den Hoftag in Würzburg. Herzog Heinrich der

Löwe erscheint auf keinem Hoftag. 

1282 – Am Klosterneubau der Franziskaner wird gearbeitet

München-Graggenau * An dem von Herzog Ludwig dem Strengen finanzierten Klosterneubau der

Franziskaner wird gearbeitet. Er entsteht auf dem weitläufigen Wiesengrund bei einer bereits

bestehenden Agneskapelle, die den Kern der neuen Klosteranlage bildet und in der die Familie

Haslang von jeher ein Begräbnisrecht hat. Der Klostergrund umfasst das Gebiet des heutigen

Residenz- und Nationaltheaters,  einschließlich dem vorgelagerten Max-Joseph-Platz. 

1450 – Das Isartor erhält sein größtes Ausmaß

München-Graggenau - München-Angerviertel * Das Isartor erreicht seine größte Ausdehnung.
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Diese Erweiterung und Verstärkung wird notwendig, weil sich die Waffentechnik der Angreifer

grundlegend verändert hat. Die neuen Pulvergeschütze entwickeln sich zu einer ernsthaften

Bedrohung für die herkömmlichen Burg- und Stadtmauern.       Um die Befestigung zu stärken,

errichtet man in einem Abstand von sieben bis neun Metern eine zweite Mauer parallel vor der

bestehenden Stadtmauer. Diese sogenannte Zwingermauer ist mit durchschnittlich vier bis fünf

Metern nur etwa halb so hoch wie die Hauptmauer. Der Zwischenraum zwischen beiden Mauern,

der bis zu zwei Meter hoch aufgeschüttet ist, wird als Zwinger bezeichnet.   Nach demselben

Prinzip werden auch die Haupttore verstärkt. Dem bestehenden Hauptturm werden – im Zuge

des Baus der Zwingermauer – zwei Vortürme vorgelagert. Die beiden achteckigen, drei

Geschosse hohen Flankentürme sind durch ein hohes Mauerwerk, die sogenannte Barbakane,

miteinander verbunden. So entsteht eine nach innen und außen abgeschlossene Torburg.   Wer

diesen Torzwinger betritt, muss damit rechnen, eingeschlossen zu werden: Vor ihm fällt das

Fallgatter im Torturm herab, hinter ihm im Vortor.   Statt der heutigen drei Torbögen gab es

ursprünglich ein zentrales Mittelportal als Zugang beziehungsweise Zufahrt sowie je eine seitliche

Schlupfpforte. Vor dem Isartor führte eine Brücke über den Stadtgrabenbach. Rechts der

Tordurchfahrt befand sich das städtische Zollhaus.   Die am Isartor erhobenen Abgaben –

Brückenzoll, Wasserzoll, Salzzoll, Pflasterzoll und Zoll für Trockengüter – zählten zu den

einträglichsten Einnahmequellen der Stadt.   Im Gebäude links der Tordurchfahrt war der

Stadtwagner untergebracht. Er war für die Instandhaltung zuständig und bediente auch die vor

dem Isartor gelegene Zugbrücke.   Die mit Eisen beschlagenen Torflügel wurden bei

Tagesanbruch geöffnet und bei Sonnenuntergang verriegelt. Ab dem Vesperläuten galt die

„kleine Torsperre“: Wer danach die Stadt betreten oder verlassen wollte, musste eine Gebühr

entrichten.   Mit dem Läuten der Glocken der Frauenkirche&nbsp;– im Sommer um 22 Uhr, im

Winter eine Stunde früher – begann die „große Torsperre“. In der Nacht war München vollständig

verriegelt.

14. Oktober 1589 – Kostenvoranschlag für den Bau des Hofbräuhauses

München-Graggenau * Ein Kostenvoranschlag für den Bau des Hofbräuhauses wird vorgelegt. 

Februar 1611 – Das baierische Aberglaubens- und Hexenmandat geht in Druck

München * Abschließend wird das baierische Aberglaubens- und Hexenmandat dem

Hofratskanzler Dr. Johann Simon Wagnereckh zur abschließenden Kontrolle vorgelegt, bevor es

in der Druckerei der Anna Bergin wittib im Februar 1611 auf Papier gebracht wird.    Wie so oft,

handelt Hofratskanzler Wagnereckh auch hier wieder eigenmächtig. Das Werk geht in Druck,
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bevor es Herzog Maximilian I. unterzeichnet hat - und damit nicht rechtskräftig ist. 

10. Mai 1641 – Die Bronzeputti auf dem Säulensockel der Mariensäule werden aufgestellt

München-Graggenau * Durch einen Erlass will Kurfürst Maximilian I. sicherstellen, dass die

Mariensäule „in gebierender veneration, und respect erhalten, Insonderheit alle unsauberkheiten

und verunehrungen verhietet und abgestelt werden“. Die Mariensäule wird deshalb mit einem

Marmorgeländer mit den vier Bronze-Laternen umgeben.      Auf dem Sockel der

Mariensäule kommen im gleichen Jahr vier bronzene Heldenputti zur Aufstellung, die für Maria

als „ecclesia militans“ [= „die in der Welt kämpfenden Kirche“] oder als Apokalyptisches Weib für

die im Kampf der Konfessionen siegreiche katholische Kirche instrumentalisiert werden. Sie

stellen eine Umsetzung des Psalm 91, Vers 13 dar: „Über die Schlange und den Basilisken wirst

du schreiten, und den Löwen und den Drachen wirst du zertreten.“      In nahezu allen

Veröffentlichungen über die Mariensäule verkörpert der Drache den Hunger, der Löwe den Krieg,

der Basilisk die Pest und die Schlange den Unglauben oder falschen Glauben. Sie sollen, so die

populäre Auffassung, die großen Plagen der Zeit veranschaulichen. Nach einer anderen

Definition, die dem Programm des - im Jahr 1674 ausgebrannten - Zimmers der Religion in der

Residenz entspricht, steht der Drache  für die Häretiker [= Ketzer], der Löwe für die Heiden, die

Schlange für die Juden und der Basilisk für die Schismatiker [= Protestanten, Kirchenspalter].     

Aus einem Monument der persönlichen Frömmigkeit des Kurfürsten ist durch die Hinzufügung der

Heldenputti zugleich ein „Denkmal des Triumphes des katholischen Glaubens über die Übel der

damaligen Zeit“ geworden. Da Maximilian I. sowohl den Tag der Denkmalsweihe als auch das

Datum für die alljährliche Dankprozession auf den Jahrestag der „Schlacht am Weißen Berg“

orientiert, macht er die Mariensäule auch zu einem unübersehbaren Symbol für den bisher

größten Triumph baierischer Waffen über die protestantischen Feinde. Und damit macht er aus

der Mariensäule eine Siegessäule. 

25. Dezember 1705 – Das Massaker vor München nimmt seinen Lauf

München * Ein von vornherein aussichtsloser Kampf beginnt. Der Angriffsplan der

Aufständischen zeigt zugleich die Unfähigkeit ihrer Anführer.     Wie sollen die Oberländer - ohne

Unterstützung der Münchner Bevölkerung und der wesentlich zahlreicheren Unterländer - die mit

starken Befestigungen versehene Stadt stürmen?       Die Münchner Befestigung besteht aus den

beiden 10 und 7 Meter hohen Mauerringen.   Denen vorgelagert liegt ein 25 Meter breiter

Wassergraben mit gemauerten Böschungen.   Jenseits des Grabens befindet sich ein 5 bis 7

Meter hoher Erdwall mit Palisadenwand.   Das Isartor wird zudem durch einen vorgeschobenen
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Ravelin gesichert.

8. Mai 1770 – Ausführung einer neuen Turmkuppel der Georgskirche genehmigt

Bogenhausen * Der Geistliche Rat genehmigt die Ausführung einer neuen Turmkuppel sowie die

Reparatur der Turmuhr und der Orgel der Georgskirche.

1775 – Die Orgel der Georgskirche wird gefasst

Bogenhausen * Das neue Gehäuse der Orgel der Georgskirche wird gefasst.

29. März 1788 – Sir Benjamin Thompson wird Kriegsminister

München * Das von Sir Benjamin Thompson vorgelegte „Memorandum zur Verbesserung des

baierischen Militärwesens“ wird von der kurfürstlichen Kommission

angenommen.&nbsp;Thompson wird zum Kriegsminister&nbsp;im Rang eines

Generalmajors&nbsp;befördert.&nbsp;Sein Vorgänger, Freiherr Johann Ernst Theodor von

Heyen gen. Belderbusch, wird „ungnädig wegen missfälliger Verwaltung“ entlassen und als

Militärgouverneur&nbsp;nach Mannheim versetzt.

24. März 1789 – Platzsuche für den geplanten Militärgarten

München-Englischer Garten * Kurfürst Carl Theodor fordert den Münchner Magistrat auf, für die

Verwirklichung eines Militärgartens einen geschützten Platz ausfindig zu machen. Da es der

Stadtverwaltung mit der Durchführung des von Thompson vorgelegten Planes nicht eilig ist,

schreitet der Minister selbst zur Tat.   Er hält die Gegend um den Hirschanger vor dem

Schwabinger Tor, ein bisher lediglich zur kurfürstlichen Jagd genutztes Stück Land, das zum Teil

außerhalb des Münchner Burgfriedens liegt und damit dem Einfluss und der Polizeigewalt des

Münchner Magistrats entzogen ist, als am besten geeignet.

Oktober 1798 – Errichtung einer süddeutschen Republik mithilfe französischer Bajonette

München * Eine auf 29 Seiten gedruckte anonyme Schrift taucht auf. Ihr Titel: „Über
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Süddeutschland. Von einem süddeutschen Bürger im Oktober 1798 dem französischen

Gouvernement zur Beherzigung vorgelegt“.      Der Verfasser versichert darin: „es Bedarf nur der

französischen Bajonette, und in der Zeit von vier Wochen sind sie ins Herz von Baiern

vorgedrungen und in München als dem Hauptplatz und wo alles am meisten reif und bereitsteht.

Dann entwickelt sich alles von selbst“. Frankreich soll Pate sein für ein neues staatliches System

in Baiern. 

22. März 1805 – Die Militärbehörde erhält das säkularisierte Kloster der Hyronymiten

München-Lehel * Kurfürst Max IV. Joseph überträgt der Militärbehörde das säkularisierte Kloster

„der Hyronymitaner im Lehel nebst dem Garten, jedoch mit Ausnahme der Kirche, welche Wir zur

Pfarrkirche bestimmt haben“. Der Regent will das Kadetten-Korps vom Wilhelminum hierher

verlegen. Doch dazu müssen erst für die das Kloster noch bewohnenden drei Hieronymiten und

drei kurfürstliche Jäger eine Unterkunft gefunden werden.    Und selbst dann ist das Gebäude

noch höchst ungeeignet, da zwischen dem südlich der Kirche liegenden Konventtrakt und dem an

der Kirchen-Nordwand neu anzubauenden Erweiterungsbau das Gotteshaus liegt. Die

vorgelegten Baupläne stoßen auch wegen      der zu gering bemessenen Kadettenplätze,    der

nicht ausreichenden Unterrichtsräume und    des fehlenden Zimmers „für die physikalischen

Apparaturen“ auf Kritik.      Vor allem missfällt dem Kadettenerzieher, dass die Schlafräume für

die zivilen Dienstmägde mitten im Unterkunftsbereich der Kadetten liegen und so „die

skandalösesten Auftritte und Ausschweifungen“ zu befürchten wären.    Langsam setzt sich aber

die Erkenntnis durch, dass „die Lage des Hieronymitaner-Klosters, sowohl wegen dessen

Verbindung zu den übrigen Kasernen, und hauptsächlich wegen dem nahe vorbeifließenden

Wasser ungemein vorteilhaft zu einer Kaserne“ ist. 

November 1807 – Napoleon beauftragt Montgelas mit dem Statut für den Rheinbund

München - Mailand - Paris * Minister Maximilian Joseph von Montgelas wird von Napoleon bei

einem Treffen in Mailand aufgefordert, einen Entwurf für ein Fundamentalstatut für den

Rheinbund auszuarbeiten. Vorgegeben sind die wichtigsten Grundzüge, wie eine

Bundesorganisation und die Regelung der Handelsbeziehungen sowie die Einführung des „Code

Napoléon“.      Der von Montgelas ausgearbeitete und in Paris vorgelegte Entwurf beinhaltete nur

ein absolutes Mindestmaß an Kompetenzen für den Rheinbund, der lediglich als lockerer Bund

souveräner Staaten mit gemeinsamen Aufgaben auf militärischem Gebiet konzipiert ist.      Da

Napoléon mit dem baierischen Entwurf nicht besonders einverstanden ist, beauftragt er seinen

Außenminister mit einem neuen, wesentlich zentralistischer gestalteten Konzept. 
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22. Juli 1819 – Eingrenzung des jüdischen Hausiererhandels beschlossen

München-Kreuzviertel * König Max I. Joseph billigt den von der Ständeversammlung vorgelegten

Maßnahmenkatalog zur Eingrenzung des jüdischen Hausiererhandels. 

26. Juli 1824 – Grundsteinlegung für die Synagoge an der Theaterstraße

München-Angerviertel * Der Grundstein für das jüdische Gebetshaus in der Westenriederstraße,

damals noch Theaterstraße genannt, wird gelegt. Eine im Grundstein eingelassene Münze trägt

die Inschrift:„Mit allergnädigster Erlaubnis Seiner Majestät des Königs wurde der Grundstein zur

Synagoge gelegt am zweyten Tag der Woche am ersten Monatstag Ab 5585.“  Die Pläne für das

Bauwerk stammen vom königlichen Baurat Jean Baptiste Métivier. Er steht vor der

Herausforderung, dass die Lage des Grundstücks mitten in einer geschlossenen Häuserzeile die

traditionelle Anordnung der Eingänge erschwert. Der Thoraschrein muss stets nach Osten, in

Richtung Jerusalem, ausgerichtet sein. Da sich unmittelbar an der Ost- und Westseite

Nachbarhäuser befinden, können die Zugänge für Frauen und Männer dort nicht angelegt

werden.  Métivier löst dieses Problem, indem er die Eingänge seitlich in die Straßenfassade

integriert.     Die Synagoge verfügt daher über zwei getrennte Portale mit jeweils eigenen

Zugängen für Männer und Frauen.   Kleine vorgelagerte Eingangsrisalite mit klassizistischen

Dreiecksgiebeln betonen die Eingangsbereiche.   Von dort führt eine Vorhalle in den eigentlichen

Betsaal.    Bemerkenswert ist zudem die bewusst zurückhaltende Gestaltung der Fassade. Das

Gebäude soll sich möglichst unauffällig in die Häuserzeile der damaligen Theaterstraße einfügen

und auf den ersten Blick nicht als Synagoge erkennbar sein. Diese Architektur spiegelt die

gesellschaftliche Situation der jüdischen Gemeinde im frühen 19. Jahrhundert wider.

18. September 1837 – König Ludwig I. legt sich mit der Stände-Versammlung an

München-Kreuzviertel * König Ludwig I. argumentiert vor der Stände-Versammlung so:    „Die

Verfassungsurkunde räumt den Ständen keineswegs das Recht ein, die einzelnen Positionen der

Einnahmen und Ausgaben unabänderlich mit verbindender Kraft für die Regierung festzustellen,

nur zum Zwecke der Steuerbewilligung wird denselben das Budget vorgelegt; ein Finanzgesetz

ist in der Verfassung nicht vorgeschrieben, sondern nur durch eine gezwungene Interpretation ist

die bisherige Übung eingeführt worden. Zwingen lasse ich mich nicht, dafür meyne ich, sollte ich

zu gut bekannt seyn. [...].“     Die Kammer der Abgeordneten wollte einen derartigen Angriff des

Königs freilich nicht akzeptieren und selbst die Kammer der Reichsräte ist von den Argumenten

des Innenministers Oettingen-Wallerstein überzeugt. Es kommt, was kommen musste: wer dem

Münchner Zeitensprünge Seite 6/15



König nicht nach dem Mund spricht, hat mit Sanktionen zu rechnen, weshalb Ludwig I. seinen

liberal geltenden Innenminister Ludwig Fürst zu Oettingen-Wallerstein am 4. November 1837

entlässt. 

18. November 1841 – Das Portal der Theatinerkirche bleibt geschlossen

München-Kreuzviertel * Der Sarg der evangelischen Königin Caroline wird in einem feierlichen

Zug von der Herzog-Maxburg zur Theatinerkirche geleitet. Sechzehn evangelische Geistliche

gehen vor dem Sarg, dahinter König Ludwig I. und weitere hohe monarchische Würdenträger. An

der Theatinerkirche angekommen, bleibt das Kirchenportal geschlossen.    Trotz schlechten

Wetters muss die Aussegnung vor der Kirche vorgenommen werden. Erst dann können die

sterblichen Überreste der Königin an die Priester des Kollegiatsstifts von Sankt

Cajetan übergeben werden.    Die katholischen Priester sind in gewöhnlicher Straßenkleidung

erschienen, die Kirche ist dem Anlass entsprechend nicht ausgeschmückt, keine brennenden

Kerzen, keine Orgelmusik, kein Gesang. Die evangelischen Geistlichen dürfen die

Theatinerkirche nicht betreten. Der Sarg wird ohne Gebet und Segen in der Gruft abgestellt.

Angeordnet hat diese Maßnahmen gegen die Häretikerin der Erzbischof von München-Freising,

Lothar Anselm Freiherr von Gebsattel.

1. Oktober 1849 – Der Centralbahnhof kann der Öffentlichkeit übergeben werden

München-Ludwigsvorstadt * Nach einer Bauzeit von 26 Monaten kann Friedrich Bürkleins

Centralbahnhof der Öffentlichkeit übergeben werden. Der Architekt Friedrich Bürklein hat ein

Zweckgebäude im sogenannten Rundbogenstil konzipiert, das Elemente der Romanik und der

italienischen Renaissance verbindet.    Das der Stadt zugewandte Empfangsgebäude erinnert mit

seiner Fensterrosette und der vorgelagerten Arkadenhalle fast an die Bonifazkirche. Die den

Mittelbau flankierenden, zweigeschossigen Seitenbauten dienen dem Billettverkauf, der Post und

als Wohnungen für Beamte.    Die Einsteighalle gilt als erstes großes Bauwerk der

technisch-industriellen Ära in München, deren Kühnheit und Originalität weithin gerühmt

wird. Halbrundförmig, rund 110 Meter lang, 29 Meter breit und bis zu 20 Meter hoch, überspannte

sie fünf Gleise. Doch es ist noch eine hölzerne Konstruktion, die kurz vor der dann aus Eisen

erbauten Schrannenhalle ausgeführt worden ist. Eine Fußbodenheizung erwärmt die Warte- und

Restaurationsräume auf 17,5 bis 20 Grad Celsius.

21. November 1852 – Frankreich für die Wiedereinführung des Kaisertums
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Frankreich * Das französische Volk stimmt über ein vom Staatspräsidenten Charles Louis

Napoleon Bonaparte vorgelegtes Plebiszit [= eine von oben angesetzte Volksbefragung] über die

Wiedereinführung des Kaisertums ab. 

1853 – Ein Parkring um ganz München

München * König Max II. beauftragt den renommierten Berliner Gartenkünstler und

Generaldirektor der königlich-preußischen Hofgärten, Peter Joseph Lennè, Pläne für einen Ring

mit Alleen und Garten-Anlagen um die ganze Stadt zu erstellen.   Die vorgelegten Planungen

sehen vor, „beginnend bei der Spatenbrauerei, den ganzen jetzigen nördlichen Stadtteil

umschließend bis zum Englischen Garten, durchkreuzt von der Nymphenburger-, Dachauer- und

von der Schwabingerlandstrasse [= Leopoldstraße], eine weite große englische Anlage”

ausbreiten zu lassen. 

1858 – Geplante Maßnahmen gegen Rebellen und gegen Aufruhr

München-Graggenau - München-Kreuzviertel * Eine von Kriegsminister von Manz vorgelegte

Denkschrift will die Bürgerhäuser am Max-Joseph-Platz, zwischen der „Perusagasse ab nach

Norden bis auf die Höhe des ludovicianischen Königsbaues abzureißen“, um den

Rebellen keinen Unterschlupf und ein freies Schußfeld zu ermöglichen.    Zwischen der

Prannergasse [heutige Kardinal-Faulhaber-Straße] und der Theatinerstraße will er in den

geschlossen bebauten Häuserblock eine Bresche schlagen, den gesamten Häuserblock

zwischen der Perusagasse und der Schrammergasse demolieren und auf der dadurch

freiwerdenden Fläche eine Defensivkaserne errichten.     Zum Glück haben sich all diese

Planungen aus verschiedenen Gründen nicht realisieren lassen.

Mai 1867 – Eichthal unterbreitet dem Innenministerium ein lukratives Angebot

München-Haidhausen * Carl von Eichthal unterbreitet dem Innenministerium ein lukratives

Angebot:         Wenn die Braunauer Eisenbahnlinie am Kuisl vorbei geführt wird, tritt die

Interessengemeinschaft - „der guten Sache halber und im Interesse der Vorstadt Haidhausen und

zum allgemeinen besten“ - dem Staat schenkungsweise einen Tagwerk Grund ab.   Gleichzeitig

bietet er an, die zusätzlich für die Anlage des Bahnhofs und der Bahnstrecke benötigten Flächen

zu einem Preis von lediglich 2.000 Gulden pro Tagwerk zur Verfügung zu stellen.      Natürlich

liegt dem Konsortium an der Wertsteigerung ihrer noch unerschlossenen Grundstücke. Das
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vorgelegte Angebot liegt zwar weit unter dem Verkehrswert, doch durch die geänderte

Streckenführung würde sich das Entgegenkommen durch die in die Höhe schnellenden

Baulandpreise schnellstens wieder ausbezahlen. 

22. September 1870 – Bayern und Württemberg verhandeln auf der Münchner Konferenz

München • In der sogenannten Münchner Konferenz, die vom 22. bis zum 26. September 1870 in

München stattfindet, besprechen die Vertreter Bayerns und Württembergs den von Rudolph von

Delbrück vorgelegten Beitritts-Vorschlag zum Deutschen Reich. 

1872 – Richard Wagners Musik wird konsumierbar gemacht

München * Das neu erwachte „Deutschland-über-alles-Selbstwertgefühl“ nach dem gewonnenen

Krieg von 1870/71 sowie die Reichsgründung haben in München schon zu Wagners Lebzeiten

Vereine gründen lassen, die dieses Gefühl pflegen und hochhalten.    Und damit stehen Richard

Wagners Kompositionen im Mittelpunkt des öffentlichen Musikinteresses. Seine Musik wird

konsumierbar gemacht; von der Spieldose bis zum mechanischen Klavier. Neben Volksliedern,

patriotischen Hymnen und Gassenhauern spielen Kirmes-Orgeln auch Wagner-Potpourris.    Und

selbst in den regelmäßig stattfindenden Bierkonzerten erfreut sich ein „mehrere tausend Köpfe

starkes Publikum“ an den von vierzig bis fünfzig Mann starken Militärkapellen vorgetragenen

Werken von Richard Wagner. Das „Vorspiel zu Parsifal“ oder Szenen aus „Rheingold“

beziehungsweise der „Walküre“ werden dargebracht und von den zechenden Besuchern

mitgesungen.    Richard Wagner ist einfach zum Popstar geworden. 

April 1876 – Orthodoxe Münchner Juden setzen auf Tradition

München * Die Einführung eines neuen Gebetbuchs und der - traditionell nicht üblichen -

Neugestaltung des Gottesdienstes mit Orgelbegleitung und Chorgesang veranlasst eine kleinere

Gruppe orthodoxer Gemeindemitglieder zur Gründung des Vereins Ohel Jakob.   Die

Traditionalisten wollen „einen permanenten Gottesdienst nach früheren, in der hiesigen

Synagoge üblich gewesenen Ritus“ abhalten. Aus diesem Grunde treffen sich die Orthodoxen in

verschiedenen, über das ganze Stadtgebiet verteilten Betsälen, darunter in der Kanalstraße 29,

heute Herzog-Rudolf-Straße.   Trotz der Differenzen spalten sie sich nicht von der Israelitischen

Kultusgemeinde ab.
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9. April 1876 – Erstmals Orgelbegleitung in der Synagoge

München-Kreuzviertel * Am 50. Jahrestag der Synagoge an der Westenriederstraße findet

erstmals ein Gottesdienst statt, in dem die Gesänge von einer Orgel begleitet werden. 

1898 – Das Münchner Arbeitsamt vermittelt Arbeitsplätze

München-Isarvorstadt * Das Münchner Arbeitsamt ist die Hauptvermittlungsstelle für die Bezirke

Oberbayern, Schwaben und Neuburg. Seine Hauptaufgabe ist, möglichst viele am Münchner

Arbeitsmarkt gemeldete Arbeitslose auf das Land zu vermitteln.    Doch für die Landbevölkerung

stellt das Leben in der Stadt die wünschenswertere Perspektive dar, weshalb die meisten

Zuzügler nicht zur Rückkehr zu bewegen sind. Deshalb bietet man diesen Arbeitern und

Dienstboten nur mehr landwirtschaftliche Stellen an. Die anderen Stellenangebote werden

dagegen nur den Münchnern vorgelegt.

15. April 1899 – Leonhard Romeis Bebauungspläne werden genehmigt

München * Die Lokalbaukommission&nbsp;genehmigt die von Leonhard Romeis vorgelegten

Bebauungspläne für die Richard-Wagner-Straße.

1. November 1900 – Der Ostfriedhof wird eingeweiht

München-Obergiesing * Der Ostfriedhof wird eingeweiht. Die Baukosten betragen 1.052.510 Mark

und sind für damalige Verhältnisse sehr hoch. Die Gräberanlagen werden nach Bedarf angelegt

und deren Ausführung erst im Jahr 1912 abgeschlossen. Der 28,43 Hektar große Friedhof wird

dann Platz für 34.300 Gräber bieten.      Zum ersten Mal in Deutschland werden die

Grabdenkmäler und die Grabbepflanzung einem strengen Reglement unterworfen, das

gleichzeitig mit der Eröffnung des Friedhofs in Kraft tritt. Der Architekt will dadurch die Gräber

einer Sektion in einem Typus halten und die Gleichheit der Menschen vor dem Tod auf dem

Friedhof nicht durch prunkvollen und teuren Grabschmuck durchbrechen. Seine Vorbilder sind die

Friedhöfe von Glaubensgemeinschaften älterer Zeit und noch intakte Dorffriedhöfe in Oberbayern

und Tirol.      Ein Zugeständnis an die bürgerliche Oberschicht Münchens schafft der Architekt

Hans Grässel allerdings mit den Gruftarkaden in den Umfassungsmauern als traditionelle

Grabplätze für das reiche Bürgertum. Interessenten wird allerdings zur Verpflichtung gemacht,

„den Grabplatz, sei es durch Aufführung einer Kapelle, sei es durch eine sonstige offene, den
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ästhetischen Anforderungen entsprechende Überdachung, abzudecken“, um eine einheitliche

architektonische Wirkung zu erzielen. Die Pläne mussten zur Baugenehmigung vorgelegt

werden. 

26. Dezember 1905 – Der Schlieffen-Plan wird in Berlin vorgelegt

Berlin * Der sogenannte Schlieffen-Plan wird in Berlin vorgelegt. Er sieht für den Fall eines

Zweifrontenkrieges vor,       die Masse des deutschen Heeres zunächst im Westen gegen

Frankreich einzusetzen,   mit dem Nordflügel die französischen Befestigungen zu umgehen und  

das französische Heer entscheidend im Rücken zu fassen.   Nach einem Sieg über Frankreich

sollen die deutschen Truppen nach Osten verlegt werden, um dort gegen Russland vorzugehen.  

     Der preußische Offizier Alfred Graf von Schlieffen will auf diese Weise den Krieg gegen

Frankreich und Russland in zwei aufeinander folgende Feldzüge aufzuteilen. 

3. August 1914 – Deutschland bringt ein Weißbuch heraus

Berlin * Als erste kriegführende Macht bringt Deutschland ein Weißbuch heraus. Darin enthalten

sind Aktenstücke, die beweisen sollen, dass sich Deutschland bis zuletzt um den Frieden bemüht

hat und damit die Burgfriedenspolitk gegen kritische Fragen erhärten kann. Das Weißbuch wird

vom Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg dem Reichstag vorgelegt.      Auch die

anderen, am Krieg beteiligten Nationen bringen ähnliche Dokumentsammlungen in ihren

Landesfarben heraus. Doch alle derartigen Publikationen erhalten neben Flüchtigkeitsfehlern

auch gezielte Fälschungen. 

11. November 1918 – Matthias Erzberger unterzeichnet das Waffenstillstandsabkommen

Compiégne * Staatssekretär Matthias Erzberger, ein liberaler Politiker der katholischen

Zentrumspartei, unterzeichnet für das Deutsche Reich das Waffenstillstandsabkommen im

französischen Compiègne.    Einen großen Verhandlungsspielraum ließ die von Marschall

Ferdinand Foch vorgelegte Liste mit den Waffenstillstands-Bedingungen, verbunden mit einem

72-stündigen Ultimatum zur Annahme oder Ablehnung, nicht zu.    Da der deutschen Delegation

die Bedingungen als sehr hart erscheinen, sucht Erzberger Rücksprache mit dem neuen

Reichskanzler Friedrich Ebert. Dieser weist den Leiter der Verhandlungskommission nach

Rücksprache mit dem Chef der Obersten Heeresleitung - OHL, Paul von Hindenburg, an, den

„Waffenstillstand zu jedweden Bedingungen“ anzunehmen.    Der Vertrag wird am 11. November
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zwischen 5:12 Uhr und 5:20 Uhr französischer Zeit unterzeichnet. Um 11 Uhr enden damit die

kriegerischen Auseinandersetzungen.    188.000 bayerische Soldaten sind im Ersten Weltkrieg

gefallen, mehrere Hunderttausend wurden verwundet. 

16. Dezember 1918 – Die geistliche Schulaufsicht wird abgeschafft

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat billigt die von Kultusminister Johannes Hoffmann

vorgelegte „Verordnung, betreffend Beaufsichtigung der Volksschule“. Darin wird ab 1. Januar

1919 die geistliche Schulaufsicht abgeschafft und Übergangsregelungen für die Zeit bis dahin

festgeschrieben.       Die Ortsschulaufsicht geht vom Ortspfarrer auf den Bürgermeister über.  

Darüber hinaus wird ein freireligiöser Sittenunterricht eingeführt und   der Zwang zur Teilnahme

am Religionsunterricht abgeschafft.      Damit sind zentrale kulturpolitische Forderungen der

Sozialdemokratie der letzten Jahrzehnte erfüllt. 

4. Januar 1919 – Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik Bayern wird beschlossen

München-Kreuzviertel - Freistaat Bayern * Das Vorläufige Staatsgrundgesetz der Republik

Bayern wird beschlossen. Es bildet die Grundlage der Landtagswahlen am 12. Januar 1919. In

der Präambel zur Republik heißt es:    „In der Stunde höchster Not aber, raffte sich dieses

ohnmächtige Volk auf, zertrat in gewaltiger revolutionärer Erhebung das schuldige System der

Vergangenheit und riß die Macht an sich.   Das politisch ohnmächtige Volk wurde durch die

Revolution das freieste“.    Der Freistaat Bayern wird von einem Einkammersystem und einem

Kabinett gemeinsam regiert. Dem Kabinett steht die oberste vollziehende Gewalt zu. Ihm bleibt

außerdem das Recht vorbehalten, innerhalb von vier Wochen eine Volksabstimmung über jedes

vom Parlament verabschiedete Gesetz zu verlangen. Im Artikel 7 des Staatsgrundgesetzes heißt

es dazu: „Entscheidet die Volksabstimmung gegen den Landtag, so ist er aufzulösen. Entscheidet

sie gegen das Gesamtministerium, so hat es zurückzutreten.“   Im Staatsgrundgesetz wird auch

festgelegt,    dass das Unterrichtswesen in Bayern ab sofort eine staatliche Angelegenheit ist.Der

Religionsunterricht ist damit nicht mehr eine allein den Glaubensgemeinschaften obliegende

Angelegenheit,  die Abschaffung der Adelstitel,  die Einführung des Frauenwahlrechts.    Dass die

Räte im Vorläufigen Staatsgrundgesetz mit keinem Wort erwähnt werden, ist den Liberalen und

dem rechten Flügel der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands zu verdanken.   Der Artikel 17

bestimmt: „Bis zur endgültigen Erledigung des Verfassungsentwurfs, der dem Landtag sofort

nach seinem Zusammentritt vorgelegt werden muss, übt die revolutionäre Regierung die

gesetzgebende und vollziehende Gewalt aus.“ Dadurch kann die Eisner-Regierung auf legaler

Grundlage die Herrschaft über Bayern auch noch nach der Wahl am 2. Februar 1919 in der
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Rheinpfalz ausüben. 

28. Februar 1919 – Ein umfangreicher Kompromissantrag wird beraten

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag beraten die Delegierten der bayerischen Arbeiter-,

Bauern- und Soldatenräte im Münchner Landtagsgebäude an der Prannerstraße einen

Kompromissantrag. Darin wird festgelegt, dass der Kongress der Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte den Provisorischen Nationalrat darstellt.         In den nächsten Tagen sollen 250

Delegierte gewählt werden, die diesem Provisorischen Nationalrat künftig angehören.         Im

Anschluss daran soll ein Aktionsausschuss gewählt werden, der sich aus je sieben Mitgliedern

der Vollzugsausschüsse der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte, je drei Vertretern von SPD,

USPD, Revolutionärem Arbeiterrat und Bayerischem Bauernbund - BBB zusammensetzt.     Die

Mitglieder des Aktionsausschusses können jederzeit vom Provisorischen Nationalrat abgesetzt

werden.     Der Aktionsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Zentralrat, dessen Mitglieder dem

Aktionsausschuss verantwortlich sind.         Außerdem soll in absehbarer Zeit das

Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 zur Volksabstimmung vorgelegt werden.   Das

Staatsgrundgesetz soll zuvor aber noch in einigen Punkten abgeändert werden, in dem die

Räte das Recht zur Gesetzesinitiative und ein Vetorecht gegen

Parlamentsbeschlüsse festgeschrieben erhalten.     Bei Streitigkeiten hat das Volk das letzte Wort

und entscheidet per Volksentscheid.        Hans Unterleitner wirbt mit großem Engagement für den

Kompromiss: „Die zweite Revolution ist eine Tatsache. Nun handelt es sich darum, sich klar zu

sein, was die zweite Revolution will. [...] Wir haben die politische Macht erobert und lassen sie

uns nicht mehr nehmen“.         In seinen Ausführungen stellt er fest, dass die Beratungen mit den

Bauernvertretern gezeigt haben, dass die Bauern einer Räterepublik jegliche Unterstützung

verweigern.     Ohne die Bauern kann jedoch so ein Experiment unmöglich funktionieren: „Wir

dürfen die Augen vor der Tatsache nicht verschließen, in Deutschland und in Bayern liegen eben

die Verhältnisse anders wie in Russland“. 

28. Februar 1919 – Der Antrag auf Ausrufung einer Räterepublik wird abgelehnt

München * Nun kann abgestimmt werden. Erich Mühsams Antrag auf Ausrufung einer

Räterepublik wird mit 234 zu 70 Stimmen abgelehnt. Dafür einigen sich die Rätevertreter auf den

vorgelegten Kompromissantrag. 

28. Mai 1919 – Dem Landtag wird ein Verfassungsentwurf vorgelegt
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Bamberg * Dem in Bamberg tagenden Landtag wird der Entwurf einer Verfassung vorgelegt. Er

basiert auf einem noch unter Kurt Eisner in Auftrag gegebenen Entwurf, der vom Staatsrechtler

Robert Piloty, Ministerialrat Josef von Graßmann und drei weiteren hochrangigen

Ministerialbeamten des Außen- und Finanzressorts erarbeitet worden ist. 

26. Mai 1922 – Der Ministerrat befasst sich erstmals mit der Fürstenabfindung

München-Kreuzviertel * Der Entwurf der Fürstenabfindung wird dem Ministerrat vorgelegt. 

1. Januar 1927 – Die evangelische Martin-Luther-Kirche wird eingeweiht

München-Obergiesing * Die Martin-Luther-Kirche ist fertig zur Einweihung. Natürlich erreichte

diese Kirche nicht die Dimensionen der katholischen Heilig-Kreuz-Kirche, ist aber mit elf Metern

Breite und 19 Metern Länge durchaus eine der größeren evangelischen Kirchen Münchens. Auf

jeden Fall ist sie die höchstgelegene.    Bereits am Tag der Einweihung reichen ihre 800 Plätze

nicht mehr aus für die hereindrängenden Giesinger Protestanten. Anders als bei früheren

Kirchenbauten ist hier ein Zentrum mit Kirche und großem Pfarrhaus entstanden. Trotz der hohen

Kosten von 971.225 Mark kann man die Kirche noch mit reichem Bauschmuck und einer Orgel

ausstatten.    Außen, auf der Bronzetür des Hauptportals, sind die wichtigsten der 95 Thesen

Luthers zu lesen; rechts und links davon stehen die Figuren der vier Evangelisten und der vier

großen Propheten. Das Innere der Kirche ist mit Gemälden ausgestattet, die alle einem

theologischen oder geschichtlichen Programm folgen.

1937 – Umbau im Zeichen der NS-Architektur

München-Kreuzviertel * In den Jahren 1937 und 1938 wird das Künstlerhaus im Bereich des

vorgelagerten Restaurantflügels nach Plänen des Architekten und Reichskultursenators

Woldemar Brinkmann umgebaut. Die Neugestaltung der Innenräume orientiert sich am

Deutschen Pavillon der Pariser Weltausstellung von 1937, den Albert Speer entworfen hat. Damit

spiegelt der Umbau die architektonischen und ideologischen Vorstellungen des

nationalsozialistischen Regimes wider.

8. Mai 1949 – Der Parlamentarische Rat beschließt die Vorlage des Grundgesetzes
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Bonn * Der Parlamentarische Rat in Bonn beschließt das Grundgesetz für die Bundesrepublik

Deutschland. Es wird in der Woche vom 16. bis 22. Mai 1949 zur Zustimmung den

Volksvertretungen der beteiligten deutschen Länder vorgelegt. 

1976 – Der Kreuzaltar der Anna-Klosterkirche wird wieder hergestellt

München-Lehel * Der Kreuzaltar der Anna-Klosterkirche und das Fresko über der Orgel werden

wieder hergestellt. 

1995 – Reliefdarstellungen der Anna-Pfarrkirche werden rekonstruiert

München-Lehel * Die Reliefdarstellungen der Anna-Pfarrkirche mit den in der Nymphenburger

Porzellanmanufaktur in gebrannter Tonerde hergestellten vier griechischen und vier lateinischen

Kirchenvätern werden ohne Kriegseinwirkungen zerstört. Zwei bleiben hinter der Orgel erhalten,

die restlichen sechs werden in den Jahren 1995 und 1996 wieder rekonstruiert. 

April 2003 – Das Wirtschaftsreferat will das Deutsche Theater schließen

München-Ludwigsvorstadt * Die Untersuchungsergebnisse zum Deutschen Theater werden den

Stadträten vorgelegt. Das Wirtschaftsreferat berechnet die Kosten für die notwendige Sanierung

mit 138 Millionen Euro und empfiehlt aufgrund der „unfinanzierbaren Kosten“, das Theater zu

schließen.    Innerhalb kürzester Zeit werden 60.000 Unterschriften zum Erhalt des Deutschen

Theaters gesammelt. Auch Oberbürgermeister Christian Ude will das Deutsche Theater dicht

machen, doch das Theater und seine Freunde kämpfen dagegen, schlagen günstigere

Alternativen vor, auch einen Neubau. Doch der kommt aus rechtlichen Gründen nicht in Frage.
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